
Neue Regeln für Anerkennung
von Berufsquali� kationen aus Drittstaaten

Die Europäische Kommission hat ihr „Fair Labour Mobility Package“ 
vorgelegt. Ziel des Pakets ist es, die grenzüberschreitende Ar-
beitsmobilität zu erleichtern sowie die Anerkennungsverfahren 
innerhalb der EU stärker zu digitalisieren und zu beschleunigen. 
Das Paket umfasst fünf separate Legislativvorschläge. 

Für die Gesundheitsberufe besonders relevant ist der Vorschlag 
für eine neue Richtlinie zur Anerkennung von Berufsquali� katio-
nen aus Drittstaaten. Erstmals soll das Prinzip der automatischen 
Anerkennung auf bestimmte, außerhalb der EU erworbene Be-
rufsquali� kationen ausgeweitet werden. Betroffen wären zu-
nächst unter anderem Zahnärztinnen und Zahnärzte, Ärztinnen 
und Ärzte, Tierärztinnen und Tierärzte, Apothekerinnen und Apo-
theker sowie Architektinnen und Architekten. Voraussetzung 
soll sein, dass der jeweilige Ausbildungsgang in einem Drittstaat 
von einer unabhängigen, in der EU ansässigen Qualitätssiche-
rungsstelle geprüft und als gleichwertig mit den europäischen 
Mindeststandards bewertet wurde. Der Vorschlag ist sowohl 
politisch als auch berufsrechtlich von erheblicher Bedeutung.
Insbesondere die vorgesehene Einbindung unabhängiger, gege-
benenfalls privat organisierter Prüfstellen sowie die Ausweitung 
der automatischen Anerkennung auf Quali� kationen aus Dritt-
staaten dürften im weiteren Gesetzgebungsverfahren intensiv 
diskutiert werden. Zugleich steht der Vorschlag vor dem Hinter-
grund des wachsenden Fachkräftebedarfs in der EU – insbeson-
dere im Gesundheitswesen.

EU-Parlament fordert stärkere Unterstützung
für Gesundheitsberufe

Das Europäische Parlament hat in Straßburg seinen Initiativ-
bericht zur Bewältigung der Fachkräftekrise im Gesundheits-
wesen angenommen. Darin fordert das Parlament die Europäi-
sche Kommission auf, eine umfassende Strategie gegen den 
zunehmenden Fachkräftemangel im Gesundheitswesen in den 
EU-Mitgliedsstaaten zu entwickeln. Ziel ist es, die Gesundheits-
berufe nachhaltig zu stärken und damit die langfristige Siche-
rung der gesundheitlichen Versorgung in Europa zu unterstützen. 

Im Mittelpunkt des Berichts stehen Maßnahmen entlang des ge-
samten Berufslebens von Gesundheitsfachkräften. Dazu zählen 
insbesondere der Ausbau von Aus-, Fort- und Weiterbildung 
sowie bessere Arbeitsbedingungen. Zugleich fordert das Parla-
ment Maßnahmen, um mehr Fachkräfte für Gesundheitsberufe 
zu gewinnen und sie langfristig im Beruf und im Gesundheits-
wesen zu halten. Auch die stärkere Nutzung digitaler Lösungen 
soll dazu beitragen, Arbeitsabläufe zu verbessern und die Ver-
sorgung zukunftsfähig zu gestalten.

Darüber hinaus setzt das Europäische Parlament einen Schwer-
punkt auf Prävention und Gesundheitskompetenz. Die Bevölke-
rung soll stärker in die Lage versetzt werden, Gesundheitsinfor-
mationen einzuordnen und eigenverantwortlich zu einer guten 
Gesundheit beizutragen. Mit Blick auf die Zahnmedizin hebt das 
Parlament insbesondere deren zentrale Rolle in der Primärversor-
gung und bei der Prävention hervor. Zahnärztliche Versorgung 
wird damit nicht allein als Behandlung bereits bestehender Er-
krankungen betrachtet, sondern auch als wichtiger Bestandteil 
einer präventionsorientierten Gesundheitsversorgung.

Grenzüberschreitende Authenti� zierung

Die Europäische Kommission hat neue Regeln für den Europäi-
schen Gesundheitsdatenraum (EHDS) veröffentlicht. Sie legen fest, 
wie Patientinnen und Patienten, Gesundheitsfachkräfte sowie 
Gesundheitseinrichtungen künftig grenzüberschreitend über das 
Netzwerk MyHealth@EU identi� ziert und authenti� ziert wer-
den sollen. Der EHDS soll dabei mit der europäischen digitalen 
Identitätsbrieftasche (EUDI-Wallet) verknüpft werden.

Die neuen Regelungen gelten ab März 2027 und werden schritt-
weise umgesetzt. Ab 2029 sollen Patientinnen und Patienten 
ihre Gesundheitsmerkmale in der EUDI-Wallet hinterlegen kön-
nen. Ab 2030 gelten erhöhte Sicherheitsanforderungen für die 
Identi� zierung von Patientinnen und Patienten; ab 2032 sollen 
diese Anforderungen auch für Gesundheitsfachkräfte gelten. 
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Nicht aktiv? Unterstützen Sie uns als Mitglied: 120 Euro jährlich, steuerlich absetzbar.
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